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Vorwort zur 5. Auflage

Seit Erscheinen der letzten Auflage des Lehrbuchs zum
Medizinrecht scheinen alte Gewissheiten im
Gesundheitswesen grundlegend erschüttert. Die Corona-
Pandemie hat die Gesellschaft herausgefordert wie wenige
Krisen zuvor. Das Gesundheitswesen drohte die Grenzen
seiner Belastbarkeit zu erreichen; erhebliche
Grundrechtseingriffe mit dem Ziel des Infektionsschutzes
wurden verabschiedet. Es gab kontroverse Diskussionen
um die Verpflichtung zum Tragen von Schutzmasken, zur
Zulassung von Impfstoffen und deren Verteilung sowie um
die Einführung einer Impfpflicht. Mit der Versorgung der
an Corona Erkrankten sind auch die Ausgaben der
gesetzlichen Krankenkassen stark gestiegen – so stark,
dass die Finanzierung der Krankenversicherung durch eine
Erhöhung des Beitragssatzes gesichert werden muss. Trotz
dieser existenziellen Krise sind die Grundfesten des
Medizinrechts unverändert geblieben.

Der Gesetzgeber hat seit 2019 in schnellem Takt
Neuregelungen eingeführt. Im Medizinrecht erweisen sich
jedoch nur wenige als grundlegende Reform. Ein
entscheidender Schritt wurde bereits vor der Pandemie mit
dem Digitale Versorgung-Gesetz (DVG) gegangen, wodurch
ein Ausbau der Telematik-Infrastruktur vorangebracht und
die Inanspruchnahme digitaler Gesundheitsanwendungen
ermöglicht werden sollte. Zum Jahresbeginn 2023 wird mit
dem Gesetz zur Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts die Rechtsprechung des BGH und des
BVerwG zur Bestimmtheit von Patientenverfügungen



umgesetzt und ein Vertretungsrecht von Ehegatten in
gesundheitlichen Notfällen eingeführt.

In der Rechtsprechung sind vor allem die
Entscheidungen zum assistierten Suizid sowie der
sogenannte Triage-Beschluss des BVerfG zum Schutz von
Menschen mit Behinderungen in einer Situation knapper
intensivmedizinischer Kapazitäten hervorzuheben, die noch
der Umsetzung durch den Gesetzgeber harren. In
zahlreichen einzelnen Entscheidungen haben die oberen
Gerichte das Krankenversicherungsrecht und auch das
Arzthaftungsrecht geschärft.

Die nunmehr 5. Auflage nimmt diese Entwicklungen auf.
Das Medizinrecht bleibt ein dynamisches Rechtsgebiet,
dessen Studium – auch über die klassische juristische
Ausbildung hinaus – viele spannende Tätigkeitsfelder
eröffnet. Die Arbeit an einem solchen Lehrbuch ist ohne
Unterstützung kaum zu bewältigen. Ich danke Alina
Albering, Martina Dieterle, Milena Herbig, Helen Hermann,
Xenia Lakmann, Mathieu Wagner und Christina Wieda für
die tatkräftige Unterstützung bei der Aktualisierung des
Manuskripts und für die Durchsicht der Druckfahnen. Über
Hinweise aus dem Kreis der Leserinnen und Leser freue ich
mich.

Speyer, im Juli 2022 Constanze Janda



Vorwort zur 1. Auflage

Die Idee zu diesem Lehrbuch entstand im Rahmen der
Vorlesung „Medizinrecht“, die ich seit 2006 an der
Rechtswissenschaftlichen Fakultät der Friedrich-Schiller-
Universität Jena halte. Die Studierenden standen immer
wieder vor dem Problem, dass es keine geeignete
Studienliteratur gibt. Zwar ist die medizinrechtliche
Literatur zahlreich und umfassend. Für den Leser, der sich
erstmals mit diesem Rechtsgebiet auseinandersetzt, ist sie
jedoch häufig zu detailliert und setzt zu viel Fachwissen
voraus.

Dieses Buch richtet sich nicht nur an Juristen, die sich
mit den Grundlagen des Medizinrechts vertraut machen
wollen. Auch Medizinern, Gesundheitsökonomen oder den
Studierenden der Pflegewissenschaften soll es helfen, die
rechtlichen Fallstricke des Arzt-Patienten-Verhältnisses,
aber auch des Krankenversicherungsrechts zu
durchdringen.

Prof. Dr. Dr. h.c. Eberhard Eichenhofer, an dessen
Lehrstuhl ich seit langem tätig bin, hat mich in meiner Idee
bestärkt und mich bei der Erarbeitung des Lehrbuchs mit
seinem Fachwissen und seiner Erfahrung sehr unterstützt.
Dafür sei ihm herzlich gedankt! Uta Preimesser von der
UVK Verlagsgesellschaft war so freundlich, die Aufnahme
des Buches in das Programm von UTB voranzubringen.

Ein besonderer Dank gebührt Julia Hubert und Florian
Wilksch. Beide haben mit großer Mühe und Gründlichkeit
das Manuskript durchgesehen und dadurch den
studentischen Interessen an einem klar gegliederten und



verständlich geschriebenen Lehrbuch den nötigen Raum
verschafft.

Jena, 8. März 2010 Constanze Janda

Aus Gründen der besseren Lesbarkeit habe ich in der
Darstellung darauf verzichtet, Personen- und
Berufsbezeichnungen in der weiblichen und männlichen
Form zu verwenden. Die männlichen Begriffe schließen die
weibliche Bezeichnung selbstverständlich ein.



Abkürzungsverzeichnis

A&R Arzneimittel und Recht (Zeitschrift)
a. A. andere Ansicht
AApprO Approbationsordnung für Apotheker
ÄApprO Approbationsordnung für Ärzte
Abb. Abbildung
AbgrV Verordnung über die Abgrenzung der im

Pflegesatz nicht zu berücksichtigenden
Investitionskosten von den pflegesatzfähigen
Kosten der Krankenhäuser

ABl. Amtsblatt der Europäischen Union
AEUV Vertrag über die Arbeitsweise der

Europäischen Union
a. F. alte Fassung
AGG Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz
AMG Gesetz über den Verkehr mit Arzneimitteln
AMNOG Gesetz zur Neuordnung des

Arzneimittelmarktes in der gesetzlichen
Krankenversicherung
(Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz)

AMPreisV Arzneimittelpreisverordnung
AMradV Verordnung über radioaktive oder mit

ionisierenden Strahlen behandelte
Arzneimittel

AMuwV Verordnung über unwirtschaftliche
Arzneimittel in der gesetzlichen
Krankenversicherung

AMVerkVO Verordnung über apothekenpflichtige und



freiverkäufliche Arzneimittel
(Arzneimittelverkaufsverordnung)

AMVV Verordnung über die Verschreibungspflicht
von Arzneimitteln
(Arzneimittelverschreibungsverordnung)

Anm. Anmerkung
AOK Allgemeine Ortskrankenkasse
ApBetrO Verordnung über den Betrieb von Apotheken

(Apothekenbetriebsordnung)
ApoG Gesetz über das Apothekenwesen

(Apothekengesetz)
ArbZG Arbeitszeitgesetz
Art. Artikel
Ärzte-ZV Zulassungsverordnung für Vertragsärzte
ASR Anwalt/Anwältin im Sozialrecht (Zeitschrift)
AsylbLG Asylbewerberleistungsgesetz
BAG Bundesarbeitsgericht
BAGE Entscheidungen des Bundesarbeitsgerichts
BÄK Bundesärztekammer
BAnz Bundesanzeiger
BÄO Bundesärzteordnung
BApO Bundes-Apothekerordnung
BArbBl. Bundesarbeitsblatt
BetrVG Betriebsverfassungsgesetz
BfArM Bundesinstitut für Arzneimittel und

Medizinprodukte
BGB Bürgerliches Gesetzbuch
BGBl. Bundesgesetzblatt
BGH Bundesgerichtshof
BGHSt Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in

Strafsachen
BGHZ Entscheidungen des Bundesgerichtshofs in



Zivilsachen
BKK Betriebskrankenkasse
BMG Bundesministerium für Gesundheit
BMV-Ä Bundesmantelvertrag Ärzte
BPflV Verordnung zur Regelung der

Krankenhauspflegesätze
BQFG Gesetz zur Verbesserung der Feststellung

und Anerkennung im Ausland erworbener
Berufsqualifikationen
(Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz)

BRAK Bundesrechtsanwaltskammer
Breith. Breithaupt. Sammlung von Entscheidungen

aus dem Sozialrecht
BSG Bundessozialgericht
BSGE Entscheidungen des Bundessozialgerichts
BT-Drs. Drucksachen des Deutschen Bundestages
BtMG Betäubungsmittelgesetz
BVerfG Bundesverfassungsgericht
BVerfGE Entscheidungen des

Bundesverfassungsgerichts
BVerwG Bundesverwaltungsgericht
BVerwGE Entscheidungen des

Bundesverwaltungsgerichts
BVG Gesetz über die Versorgung der Opfer des

Krieges (Bundesversorgungsgesetz)
bzw. beziehungsweise
DÄ Deutsches Ärzteblatt
DÄ PP Deutsches Ärzteblatt für psychologische

Psychotherapeuten und Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten

DÄT Deutscher Ärztetag
DDR Deutsche Demokratische Republik



DMP Disease Management Programmes
(Strukturierte Behandlungsprogramme für
chronische Krankheiten)

DÖV Die Öffentliche Verwaltung (Zeitschrift)
DRG diagnosis related groups
EBM Einheitlicher Bewertungsmaßstab für

Leistungen
EFZG Gesetz über die Zahlung des Arbeitsentgelts

an Feiertagen und im Krankheitsfall
EG Vertrag zur Gründung der Europäischen

Gemeinschaften
EGMR Europäischer Gerichtshof für

Menschenrechte
EMA European Medicines Agency
EMEA European Agency for the Evaluation of

Medicines
EMRK Europäische Menschenrechtskonvention
ErsK Die Ersatzkasse (Zeitschrift)
EStG Einkommenssteuergesetz
EU Europäische Union
EuG Gericht erster Instanz der Europäischen

Gemeinschaften
EuGH Europäischer Gerichtshof
EuZW Europäische Zeitschrift für Wirtschaftsrecht
EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft
EWR Europäischer Wirtschaftsraum
f. folgende(r)
ff. fortfolgende
Fn. Fußnote
FPR Familie Partnerschaft Recht (Zeitschrift)
GBA Gemeinsamer Bundesausschuss
GbR Gesellschaft bürgerlichen Rechts



GewArch Gewerbearchiv (Zeitschrift)
GewO Gewerbeordnung
GG Grundgesetz für die Bundesrepublik

Deutschland
GKV Gesetzliche Krankenversicherung
GKV-FinG Gesetz zur nachhaltigen und sozial

ausgewogenen Finanzierung der
Gesetzlichen Krankenversicherung

GKV-
FQWG

Gesetz zur Weiterentwicklung der
Finanzstruktur und der Qualität in der
gesetzlichen Krankenversicherung

GKV-VSG Gesetz zur Stärkung der Versorgung in der
gesetzlichen Krankenversicherung
(Versorgungsstärkungsgesetz)

GKV-VStG Gesetz zur Verbesserung der
Versorgungsstrukturen in der gesetzlichen
Krankenversicherung
(Versorgungsstrukturgesetz)

GKV-WSG Gesetz zur Stärkung des Wettbewerbs in der
Gesetzlichen Krankenversicherung

GMG Gesundheitsmodernisierungsgesetz – Gesetz
zur Modernisierung der gesetzlichen
Krankenversicherung

GOÄ Gebührenordnung für Ärzte
GRG Gesundheitsreformgesetz – Gesetz zur

Strukturreform im Gesundheitswesen
GSG Gesundheitsstrukturgesetz – Gesetz zur

Sicherung und Strukturverbesserung der
gesetzlichen Krankenversicherung

GuP Gesundheit und Pflege (Zeitschrift)
GVBl. Gesetz- und Verordnungsblatt
HGB Handelsgesetzbuch
HK-AKM Rieger/Dahm/Katzenmeier/Steinhilper,


